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Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

75-Stunden-Woche auf staatlicher Baustelle
Rund 60 Bauarbeiter aus Polen werden auf der Kehrichtverbrennungsanlage der Industriellen Werke Basel (IWB) ausgebeutet.

Leif Simonsen

DieTagederpolnischenArbeiter
sind endlos. Morgens um kurz
nachsechsUhrmüssensiebereit-
stehenfürdenShuttlebus,dersie
aus der schmucklosen Arbeiter-
baracke in Wehr (D) in die Keh-
richtverbrennungsanlage (KVA)
an der Hagenaustrasse in Basel
bringt. Nach einer Stunde Bus-
fahrtwartenZehnstundenschich-
ten, indeneneshöchstenskleine
Pausen gibt. Wer Pech hat, der
muss in der Nachtschicht ran.
Dann heisst es: Durcharbeiten,
mit Schutzmaske, bis man mor-
gensvölligerschöpftwiederabge-
holt und in der Herberge abgela-
den wird.

Mehrere mündliche Quellen
sowie Dokumente fördern zu
Tage,wiedieArbeitskräfteausge-
beutet werden – und wie das
schweizerische Arbeitsrecht aus-
gehebelt wird. Seit Anfang Sep-
tember werden in der KVA Mon-
tagearbeitenimRahmenderjähr-
lichen Revision durchgeführt.

Naftomontazmusste schon
hoheBussebezahlen
Deutschland hatte unlängst sei-
nen Skandal um den Fleischver-
arbeiter Tönnies, der die mise-
rablen Arbeitsbedingungen der
osteuropäischen Angestellten zu
Tage förderte. Nicht viel besser
sieht es allerdings auf der Keh-
richtverbrennungsanlage in Ba-
sel aus.

Einige der polnischen Arbei-
ter dürfen erst jetzt, nach drei
Wochen täglichen Schuftens,
ihren ersten freien Tag bezie-
hen. Die Arbeiter sind auch an-
gehalten, bei der Arbeitszeit-
erfassung zu schummeln. Sie
sollen bei ihren Zehnstundenta-
gen angeben, sie hätten zwei
Stunden Pause bezogen. De fac-
to haben sie in dieser Zeit aber
zu arbeiten. Ebenso ist es ihnen
nicht erlaubt, bei der Eintritts-
kontrolle am «freien» Tag ein-
zustempeln. So kommen sie auf
fast 300 Stunden im Monat –
statt der 176, die gemäss Ge-
samtarbeitsvertrag (GAV) er-
laubt wären. Damit profitiert der
Arbeitgeber in zweifacher Hin-
sicht: Er kann seine Arbeiter
doppelt arbeiten lassen und mit
VerweisaufdieoffizielleArbeits-
zeit nur die erfassten Stunden
ausbezahlen.

Die betroffenen knapp sech-
zig Monteure, Schweissarbeiter
und Schlosser sind bei der pol-

nischen Firma Naftomontaz
Serwis angestellt. Die Firma ist
bereits einmal aktenkundig ge-
worden; bei den Revisionsarbei-
ten bei der KVA vor zwei Jahren.
Der bz liegt ein Entscheid der
Zentralen Paritätischen Kon-
trollstelle (ZPK) aus dem Früh-
jahr 2019 vor. Die Verfehlungen
des Arbeitgebers reichen von
Unterschreitung des Mindest-
lohns über nicht bezahlte Löhne
bis hin zur falschen Einstufung
von Mitarbeitern als «Anlernen-
de» statt «Ausgebildete». Auch
dank dieses illegalen Kniffs
konnte Naftomontaz die Löhne
drücken. Die ZPK verhängte
eine Busse von 48070 Franken –
dies, nachdem die Arbeits-
marktkontrolle für das Bauge-
werbe (AMKB) die Missstände
ans Licht gebracht hatte.

Cosima Thurneysen, Ge-
schäftsführerin der AMKB, be-
stätigt die Recherchen der bz im

Rahmen der jüngsten Revisions-
arbeiten bei der KVA. «Die kürz-
lich durchgeführten Kontrollen
haben diese ans Licht ge-
bracht», sagt sie.

Aufträgewerdenmangels
Personalweitergegeben
ImGeflechtderbeteiligtenUnter-
nehmen ist es allerdings schwie-
rig, Verantwortlichkeiten zuzu-
ordnen. Die Industriellen Werke
Basel(IWB),einöffentlich-recht-
licher Betrieb des Kantons Ba-
sel-Stadt,betreibendieKehricht-
verbrennungsanlage.

Mittels Submission haben
sie den Revisionsauftrag an die
Martin AG aus Wettingen verge-
ben, die Teile der Arbeiten wie-
derum an die deutsche Steag
weitergegeben hat. Und die wie-
derum lässt die Naftomontaz
Serwis ran. Das Kaskadensys-
tem ist im sogenannten Entsen-
degesetz verankert. Es ist legal

und auch üblich, dass beauftrag-
te Firmen, denen Know-how
und Personal fehlt, Arbeiten an
andere Firmen weitergeben.

Dass diese zumeist auslän-
dischen Subunternehmen sich
zuweilen um die hiesigen
Arbeitnehmerrechte foutieren,
zeigte der Lohndumping-Skan-
dal beim prestigeträchtigen
Neubau der Messe Schweiz von
Herzog&deMeuron 2012. Die
slowenischen Arbeiter wurden
nicht bezahlt, und der Subunter-
nehmer weigerte sich, einemauf
der Baustelle verunfallten inva-
liden Arbeiter eine Wiedergut-
machung zu bezahlen. Die Mes-
se Schweiz als Bauherrin sprang
damals ein und half den Arbei-
tern mit einer Überbrückungs-
rente aus. Zudem schickte die
Messe dem invaliden Bauarbei-
ter einen finanziellen Zustupf
für eine berufliche Neuorientie-
rung. Die AMKB-Geschäftsfüh-

rerin Thurneysen stellt sich auf
den Standpunkt, der Bauherr
trage eine Mitverantwortung.
«Er muss prüfen, ob die Firmen
und ihre Subunternehmer sich
an die Gesetze und den Gesamt-
arbeitsvertrag halten», sagt sie.
Im juristischen Sinne stärker in
der Verantwortung stehen indes
die Erstunternehmer. Das Ent-
sendegesetz sieht vor, dass die-
se «subsidiär» zum Subunter-
nehmer haften.

IWBwissennichtsvonden
Naftomontaz-Verfehlungen
Doch davon, Verantwortung zu
übernehmen, sind die involvier-
ten Firmen derzeit weit entfernt.
Ob die IWB überhaupt Anstren-
gungenunternommenhaben,um
Kenntnis von den Zuständen auf
den eigenen Baustellen zu be-
kommen, ist fraglich. IWB-Spre-
cher Erik Rummer gibt an, von
denaktenkundigenVerfehlungen

der Naftomontaz nichts zu wis-
sen. «Die IWB wurden darüber
weder seitens der betroffenen
FirmanochseitensderBehörden
informiert»,sagter.DieIWBwür-
den aber sehr wohl Verantwor-
tung für ihre Baustellen über-
nehmen. So hätten sie etwa die
«zuständigen Behörden» über
den Einsatz von Fremdpersonal
inihrenAnlageninformiert.Auch
wiesendieIWBindenAusschrei-
bungenaufdiezwingendeEinhal-
tungderschweizerischenGesetz-
gebung hin – mit explizitem
Verweis auf die Lohn-/Arbeits-
schutzbestimmungen. Nichts
über die Zustände auf der Bau-
stellederKehrichtverbrennungs-
anlage weiss die Martin AG, wel-
che den Zuschlag für die Revi-
sionsarbeiten bekommen hat.
«Es war uns nicht bekannt, dass
gegen die Firma Naftomontaz
eineBusseverhängtwurde»,sagt
Geschäftsführer Patrick Mussak.

IWBwollenhelfen,wenn
Vorwürfe stimmen
Für die polnischen Arbeiter be-
steht gleichwohl Grund zu ver-
haltenem Optimismus. Bei der
Steag AG, der Auftraggeberin
der Naftomontaz, heisst es auf
Anfrage, man werde die Situa-
tion mit dem Subunternehmer
«zu klären» versuchen. Die IWB
versprechen, man werde die
Vorwürfe gegen Naftomontaz in
Zusammenarbeit mit den ver-
antwortlichen Aufsichtsbehör-
den prüfen. «Sollten sich diese
bestätigen, sind die IWB selbst-
verständlich bereit, die betroffe-
nen polnischen Arbeiter zu
unterstützen», sagt Rummer.

Mitarbeit: Hans-Martin Jermann

Derzeit werden in der Kehrichtverbrennungsanlage die Öfen revidiert – von billigen polnischen Arbeitskräften. Bild: Roland Schmid (30.9.2020)

«Die IWBwird
dieArbeiter
unterstützen,
wennsichdie
Vorwürfe
bestätigen.»

ErikRummer
Sprecher der IWB

Schüler müssen trotz Plexiglasscheiben Masken tragen
Verschärfung Die Baselbieter
Gymischüler haben momentan
Ferien. Und können sich nebst
dem Schulstress auch von der
Maskenpflicht erholen. Denn
kann der Mindestabstand von
1,5 Metern im Schulalltag nicht
eingehalten werden, gilt Mund-
schutz. Und das teilweise auch
während des Unterrichts. Das,
weil einige Schulzimmer zu
klein sind, um die Einzeltische
in genügend grossem Abstand
aufzustellen. Am Gymnasium
Muttenz wurden deshalb noch

kurz vor den Herbstferien Plexi-
glasscheiben zwischen den
Schulpulten angebracht. Das
sollte die Schüler von der Mas-
kenpflicht in der Schulstunde
befreien. So die Hoffnung.

Doch die Bildungs-, Kultur-
und Sportdirektion (BKSD) ver-
schärfte in der Woche vor den
Ferien das Schutzkonzept für die
Sekundarstufe II. Darin heisst es
explizit, dass Gesichtsvisiere
und Trennwände allein nicht ge-
nügend Schutz bieten würden.
Das verschärfte Schutzkonzept

gilt für Berufsfachschulen, Fach-
mittelschulen und Gymnasien
und tritt nach den Herbstferien
in Kraft.

Trotz tiefenFallzahlen
eineVerschärfung
Die Corona-Fallzahlen in Basel-
land sind nach wie vor tief. Wes-
halb jetzt also eine Verschär-
fung? «Wir verstehen die
Massnahme als Beitrag zur Ver-
hinderung neuer Infektionsket-
ten», schreibt das BKSD auf An-
frage. Um den Abstand mög-

lichst einhalten zu können, wird
das Mobiliar in den Klassenzim-
mern wenn nötig ersetzt oder
umgestellt.«Damitkannweiter-
hin eine generelle Masken-
pflicht an den Mittel- und Be-
rufsfachschulen vermieden wer-
den», schreibt das BKSD.

Die Klassenzimmer am
Gymnasium Muttenz sind ver-
hältnismässig klein. Deshalb
mussten die meisten Schüler
schon nach den Sommerferien
eine Maske auch im Unterricht
tragen. Die Verschärfung ändert

für sie also nicht wirklich etwas.
«Die Schüler haben die Masken
ohne Murren akzeptiert», sagt
Caroline Steiner. Sie unterrich-
tet Wirtschaft und Recht am
Gymnasium Muttenz und ist in
der Geschäftsleitung der amtli-
chen Kantonalkonferenz der
Lehrerinnen und Lehrer.

Steiner findet es vor allem
wichtig, dass die Schüler am
Präsenzunterricht teilnehmen
können und nicht etwa eine gan-
ze Klasse in Quarantäne muss.
Auch wenn jetzt dennoch eine

Maskenpflicht gilt, sieht sie die
Installation der Plexiglasschei-
ben nicht als nutzlose Vorkeh-
rung: «Lieber eine Vorsichts-
massnahme zu viel, als eine zu
wenig».

Laut Stand vom 28. Septem-
ber gab es unter den 10 734
Schülern in der Sekundarstufe II
insgesamt zehn Fälle von Co-
vid-19. Am Montag befanden
sich zwölf Schüler und zwei
Lehrpersonen in Quarantäne.

Zara Zatti
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